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1. 2. . Genehmigung der schriftlichen Äußerung samt Urkundenvorlage an den 
Verfassungsgerichtshof betreffend die Bausperrenverordnung des Gemeinderates der 
Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See vom 17.05.2022 (GV-Sitzung am 04.09.2023, TOP 21). 

 
Beschluss: Die nachstehende Äußerung samt Urkundenvorlage an den Verfassungsgerichtshof 
betreffend die Bausperrenverordnung des Gemeinderates der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See 
vom 17.05.2022, wird genehmigt. 

Ä U S S E R U N G 
 

samt 
 

U R K U N D E N V O R L A G E 
 
 

1 fach 
5 Beilagen 

 
Im außen bezeichneten Gegenstand wurde der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See bzw dem 
Gemeinderat der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See das Schreiben des Verfassungsgerichtshofes 
vom 19.07.2023 postalisch am 25.07.2023 rechtswirksam zugestellt. In diesem Schreiben wurde der 
Gemeinderat der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See gemäß § 58 Abs. 2 VfGG aufgefordert, 
innerhalb von acht Wochen eine schriftliche Äußerung zum Gegenstand zu erstatten und innerhalb 
derselben Frist alle auf die angefochtene Verordnung Bezug habenden Akten – soweit diese nicht 
bereits durch das Landesverwaltungsgericht Kärnten vorgelegt wurden - (vollständig, geordnet und im 
Original sowie unter Anschluss eines Aktenverzeichnisses) vorzulegen und mitzuteilen, ob und 
gegebenenfalls welche Akten oder Aktenteile von der sonst den Beteiligten zustehenden Akteneinsicht 
ausgenommen sind. 
 
Innerhalb offener Frist erstattet der Gemeinderat der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See 
nachstehende 
 

Ä U S S E R U N G 
 

 



an den Verfassungsgerichtshof und wird diese wie folgt begründet: 
 
Die Bedenken des Landesverwaltungsgerichts Kärnten betreffend der am 17.05.2022 vom 
Gemeinderat der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See beschlossenen befristeten Bausperre 
werden vom Gemeinderat nicht geteilt.  

 
Die Bedenken lassen sich nach Auffassung des Gemeinderates auf zwei grundsätzlich unterschiedliche 
Ansätze zusammenfassen. Einerseits, dass die Änderungsabsichten des Bebauungsplanes gegenwärtig 
noch nicht hinreichend konkret vorliegen bzw. dargelegt wurden und andererseits, dass eine befristete 
Bausperre auf das gesamte Gemeindegebiet und dabei auf alle Bauvorhaben zu beziehen ist und damit 
die Normierung von Ausnahmen, wie sie in der befristeten Bausperrenverordnung der Gemeinde in § 
1 Abs. 2 festgelegt wurden, nicht zulässig sind. 

 
Ad Änderungsabsichten  
 
Das Landesverwaltungsgericht Kärnten hat in seiner Begründung zu den Bedenken der Rechtmäßigkeit 
der Verordnung lediglich eine einzige Zielsetzung (§ 2 Abs. 3 lit a) von fünf (lit b bis e wurden 
weggelassen) herausgenommen und zudem die umfassenden Erläuterungen zur Verordnung, welche 
Bestandteil der Verordnung sind, nicht betrachtet. Aus der isolierten Betrachtung von § 2 Abs. 3 lit a) 
wird fälschlicher Weise abgeleitet, dass erst eine Grundlagenforschung mit Bezug auf näher 
bezeichnete öffentliche Interessen vorgenommen werden soll und dass die Änderungsabsichten des 
Bebauungsplanes gegenwärtig noch nicht hinreichend konkret vorliegen.  
Gemäß § 46 Abs. 1 K-ROG 2021 sind in der Verordnung die angestrebten Ziele oder die beabsichtigten 
Änderungen eines Bebauungsplanes anzuführen. Um Ziele oder beabsichtigte Änderungen eines 
Bebauungsplanes anzuführen ist vorab eine Grundlagenforschung zweckmäßig und erforderlich. Diese 
Grundlagenforschung erfolgte insbesondere im Vorfeld bzw. im Zuge der gutachterlichen fachlichen 
Prüfung (datiert mit 09.05.2022) des textlichen Bebauungsplanes. Diese Prüfung, welche weitgehend 
und als eigener Block auch in die Erläuterungen der befristeten Bausperrenverordnung eingeflossen 
ist, umfasst nicht nur die Prüfung gemäß Artikel V Abs. 9 K-ROG 2021 (Anpassungserfordernis der 
Bebauungspläne binnen 5 Jahren gemäß den Bestimmungen des K-ROG 2021) sondern prüft auch die 
konkreten Auswirkungen der einzelnen Paragrafen des textlichen Bebauungsplanes auf die 
Bebauungsstruktur vor Ort und berücksichtigt auch aktuelle bauliche Entwicklungen und deren 
Übereinstimmung mit planerischen Intentionen wie dem Örtlichen Entwicklungskonzept (ÖEK). 

 
Nachfolgend exemplarisch ein Auszug aus den Erläuterungen zur Bausperrenverordnung – 
Problematik textlicher Bebauungspan § 4 Bauliche Ausnutzung. Der Auszug wurde deshalb gewählt, 
damit die intensive Auseinandersetzung betreffend Grundlagenforschung, Problemanalyse und 
Zielsetzungen in dem Bereich ersichtlich wird, welche insbesondere auch das Bauvorhaben der 
Beschwerde beim Landesverwaltungsgericht Kärnten betrifft. Das Bauvorhaben liegt in der Ortschaft 
Unterburg, mit Seeblick, im Bauland Kurgebiet und befindet sich nicht in einem Siedlungsschwerpunkt 
Wohnen (weder gemäß ÖEK 2008 noch gemäß ÖEK-Entwurf 2023). 
 
Die punktuelle Änderung (Festlegung GFZ) des textlichen Bebauungsplanes 2018 mit der 
ausschließlichen Planungszielsetzung einer Verdichtung (z.B. Anhebung der GFZ von 0,50 auf 0,60 bis 
0,80 bzw. 0,8 bis 1,0 im Bereich Kurgebiet bzw. Kurgebiet Rein) ist im erfolgten Ausmaß kritisch zu 
hinterfragen. In Verbindung mit der unverändert gebliebenen Regelung der Geschossanzahl und 



fehlenden Bestimmungen betreffend Grünflächenanteile ergeben sich nicht der Bebauungsstruktur und 
dem gewachsenen Ortsbild entsprechende Verdichtungsmöglichkeiten. Zudem nehmen die 
festgelegten maximal zulässigen baulichen Ausnutzungen, welche ausschließlich auf 
Baulandkategorien abgestimmt sind, unter Berücksichtigung der räumlichen Verteilung der 
Baulandkategorien in der Gemeinde, weder auf spezifische strukturelle örtliche Gegebenheiten noch 
auf Planungszielsetzungen des ÖEK bzw. Intentionen des K-ROG 2021 betreffend die Entwicklung von 
Siedlungsschwerpunkten oder die Ordnung des Gesamtraumes entsprechend den unterschiedlichen 
Erfordernissen von Teilräumen Bedacht. Die Umsetzung der Zielsetzung einer Verdichtung einer 
Bebauung (sparsamer Umgang mit Grund und Boden) kann nicht losgelöst von strukturellen 
Gegebenheiten und sonstigen Planungszielsetzungen und Erfordernissen einer im öffentlichen Interesse 
liegenden baulichen (inkl. baulich/gestalterischen, baulich/funktionalen) Ordnung des Raumes 
verstanden werden.  Das K-ROG 2021 ermöglicht bereits mit dem Generalbebauungsplan (ehemals 
textlicher Bebauungsplan) diesbezüglich zu reagieren.  

 
Darüber hinaus ergibt sich für das Bauland Kurgebiet eine besondere Problematik. Da das Bauland 
Kurgebiet, welches gemäß § 19 Abs (1) K-ROG 2021 (idente Formulierung im K-GplG 1995) vornehmlich  
für Gebäude von Gast- und Beherbergungsbetrieben samt dazugehörigen sonstigen baulichen Anlagen 
bestimmt ist, und vor allem zu diesem Zweck seitens der Gemeinde St. Kanzian auch so festgelegt 
wurde, fast ausschließlich nur noch mit Wohngebäuden (Geschosswohnbauten) bebaut wird bzw. 
diesbezügliche Wohnbebauungen begehrt werden, ist die Gleichstellung der baulichen 
Ausnutzungsmöglichkeit des Bauland Kurgebiets für Wohnbebauungen mit dem Bauland Reinen 
Kurgebiet und damit eine gegenüber dem Bauland Wohn- bzw. Dorfgebiet deutlich erhöhte bauliche 
Ausnutzungsmöglichkeit als problematisch und sachlich nicht rechtfertigbar zu beurteilen. Dies auch in 
Verbindung mit den lagemäßig festgesetzten Bauland Kurgebieten (z.B. Bereich Klopeiner See mit 
Unterburg, Turner See mit Obersammelsdorf und Siedlungsbereich zwischen Vesielach und 
Unternarrach). Damit ergeben sich z.T. auf die bestehenden und gewachsenen örtlichen 
Bebauungsstrukturen nicht maßvolle Verdichtungsmöglichkeiten. Im Bereich von touristischen 
Vorrang- und Eignungsgebieten steht zudem die Errichtung von Wohnbebauungen, vor allem in Form 
von Geschosswohnbauten, im Widerspruch zu den Planungszielsetzungen des ÖEK, zu generellen 
Planungszielsetzungen der örtlichen Raumordnung und zu wesentlichen Intentionen des K-ROG 2021. 

 
Gemäß § 47 K-ROG 2021 hat der Gemeinderat in Übereinstimmung mit den Zielen und Grundsätzen 
der Raumordnung, den überörtlichen Entwicklungsprogrammen, dem örtlichen Entwicklungskonzept 
und dem Flächenwidmungsplan für die als Bauland gewidmeten Flächen durch Verordnung einen 
generellen Bebauungsplan zu erlassen. Mit diesen Vorgaben hat im Zuge der Erstellung bzw. Adaption 
des generellen Bebauungsplanes auch eine Bedachtnahme auf den eigentlichen Bedarf von 
Rauminanspruchnahmen zu erfolgen. Alleine z.B. in der Ortschaft Unterburg, im Nahbereich zum 
Klopeiner See, wurden in der Widmungskategorie Bauland Kurgebiet in den Jahren 2020 und 2021 im 
Rahmen von drei Projekten 73 Wohnungen (davon 41 WE 2021) in Geschosswohnbauten baubewilligt. 
Es handelt sich um überwiegend dreigeschossige Bauvorhaben, welche zu ortsunüblichen 
Verdichtungen führen und welche in der Form außerhalb des Seenahbereiches nicht errichtet worden 
wären. 
 
Gemäß ÖEK 2008 ist Unterburg als Vorrangstandort Tourismus festgelegt. Das ÖEK 2008 sieht einen 
10-jährigen Bedarf von 320 Wohneinheiten für Hauptwohnsitze im Gemeindegebiet vor (37 
Ortschaften bzw. Siedlungsbereiche). Gemäß Baulandbedarfsermittlung entfallen dabei je 48 



Wohneinheiten auf Geschosswohnbauten/genossenschaftlichen Wohnbau mit 2,5 Geschossen und mit 
3,0 Geschossen. Gemäß ÖEK 2008 sind Geschosswohnbauten auf den Gemeindehauptort St. Kanzian 
(inkl. Wank-Siedlung) und untergeordnet auf Wasserhofen (Nähe Bahnhof Kühnsdorf) zu 
konzentrieren. Für das Bauland Kurgebiet wird im ÖEK hinsichtlich Wohnbebauungen ein 10-
Jahresbedarf von 1,00 ha angenommen (für das Wohngebiet 14,0 ha und für das Dorfgebiet 6,0 ha). 
Auch daraus ist ableitbar, dass das Bauland Kurgebiet nur untergeordnet 1,0 ha von 21,0 ha (= ca. 4,8 
%) für Wohnbebauungen vorgesehen ist. Eine Baulandbedarfsdeckung für Zweitwohnsitze hat gemäß 
ÖEK 2008 ausschließlich im Bereich bestehender diesbezüglicher Widmungsreserven zu erfolgen. Die 
Baulandbedarfsrechnung 2008 ist spätestens im Zuge der ÖEK Neuerstellung entsprechend aktuellen 
Planungszielsetzungen anzupassen. 
 
Offensichtlich ist, dass das Ausmaß der kürzlich genehmigten Geschosswohnbauten (Wohnungen in 
Geschosswohnbauten) wie z.B. im Kurgebiet von Unterburg sowohl den Zielsetzungen des ÖEK 2008 
und den Intentionen des K-ROG 2021 widerspricht als auch diese Wohnbebauungen überwiegend nicht 
der Bedarfsdeckung der einheimischen Bevölkerung (Hauptwohnsitze) und der Deckung von 
Planungszielsetzungen (Hauptwohnsitze, moderate Bevölkerungsentwicklung) der Gemeinde dienen. 
In Verbindung mit absehbar weiteren diesbezüglichen Bauvorhaben ist jedenfalls ein Handlungsbedarf 
seitens der Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich gegeben. Dies gilt auch für die generell und 
landesweit zunehmende Problematik, dass in den Bauland Reinen Kurgebieten, mit 
Umgehungskonstruktionen, ein gewerblicher Tourismus zugunsten von Freizeitwohnsitzen umgangen 
wird. 
 
Eine ausschließliche Abstellung einer maximal zulässigen baulichen Dichte auf Bauland Kategorien 
erweist sich für die bauliche, baulich/strukturelle und funktionale Entwicklung der Gemeinde - und dies 
vor allem unter Bedachtnahme auf öffentliche Interessen - als nicht zweckmäßig und widerspricht 
essentiell den Zielsetzungen des ÖEK und Intentionen des K-ROG 2021. Eine Differenzierung der 
baulichen Dichte (inkl. Geschossanzahl) nach räumlichen und funktionalen Planungsintentionen bzw. 
Erfordernissen wäre für die planmäßige Gestaltung und Entwicklung der Gemeinde zweckmäßiger. Dies 
auch unter der Bedachtnahme, dass Verdichtungen maßvoll und mit Bedachtnahme auf bestehende 
strukturelle Gegebenheiten zu erfolgen haben. 

 
Ausgehend von einer Grundlagenforschung und Problemanalyse, aus welchen konkrete Ziele und 
Abänderungserfordernisse des textlichen Bebauungsplanes ableitbar sind, wurden in § 2 Abs. 3 der 
befristeten Bausperrenverordnung fünf (a bis e) vorrangige Ziele für die Revision des textlichen 
Bebauungsplanes festgelegt 
Treffen von zeitgemäßen normativen Festlegungen basierend auf den aktuellen Bestimmungen und 
Intentionen des K-ROG 2021 und basierend auf einer umfassenden Grundlagenforschung vor allem 
hinsichtlich Bebauungsstruktur, Orts- und Landschaftsbild, Bedarf ortsansässige Bevölkerung, 
infrastruktureller Ausstattungen und struktureller Problemfelder sowie diesbezüglich abgeleitete und 
im öffentlichen Interesse liegende Planungszielsetzungen. 
Verstärkte Bedachtnahme auf die Erhaltung bzw. den Schutz des charakteristischen Orts- und 
Landschaftsbildes sowie der Seeufer und der Seenahbereiche. 
Stärkung des Ortszentrums und der Siedlungsschwerpunkte mit Wohnbebauungen für Hauptwohnsitze 
und Vermeidung verdichteter bzw. großvolumiger Wohnbauvorhaben in raumplanerisch nicht bzw. nur 
mäßig geeigneten Bereichen. Dies vor allem unter Berücksichtigung der Maßstäblichkeit des Ortsbildes, 
infrastruktureller Gegebenheiten, maßvoller Verdichtungen, der Erhaltung des Orts- und 



Landschaftsbildes, von funktionalen Vorrang- und Eignungszonen und dem Bedarf der ortsansässigen 
Bevölkerung. 
Sicherstellung der Rahmenbedingungen für einen leistungsfähigen Tourismus unter Bedachtnahme auf 
die soziale Tragfähigkeit, die ökologische Belastbarkeit, die Erfordernisse des Landschafts- und 
Naturschutzes und auf die Planungszielsetzungen der Gemeinde. 
Festlegung unterschiedlicher Bebauungszonen und damit Festlegung unterschiedlicher 
Bebauungsbedingungen für Teilräume entsprechend planerischen Zielsetzungen und funktionalen 
Erfordernissen. 

 
In Verbindung mit den ausführlichen Erläuterungen, welche Bestandteil der Verordnung sind, handelt 
es sich um ausreichend konkrete Planungszielsetzungen, welche den Bestimmungen des § 46 Abs. 1 
des K-ROG 2021 entsprechen. Unter Berücksichtigung der Normierung von Ausnahmetatbeständen 
gemäß § 1 Abs. 2 der befristeten Bausperrenverordnung ergeben sich nachvollziehbare und eindeutige 
Maßstäbe für die baubehördliche Anwendung der befristeten Bausperre. 

 
Wesentliche Bestandteile einer umfassenden Grundlagenforschung wurden bereits im Vorfeld der 
Erlassung der befristeten Bausperre durchgeführt. Auf Basis der Grundlagenforschung und damit 
verbunden auch zur Vermeidung von baulich-räumlichen Fehlentwicklungen ergab sich für den 
Gemeinderat der Handlungsbedarf für die Überarbeitung bzw. Neuerstellung des textlichen 
Bebauungsplanes und entsprechend den Bestimmungen des § 46 Abs. 1 des K-ROG 2021 für die 
Erlassung einer befristeten Bausperre. 

 
Dass im Zuge der Überarbeitung bzw. Neuerstellung des textlichen Bebauungsplanes ergänzende 
Grundlagenforschungen erforderlich sind und unter Berücksichtigung einer Planungshierarchie auch 
die Zielsetzungen des neu zu erstellenden Örtlichen Entwicklungskonzeptes (u.a. Prüfung und 
verbindliche Festlegung der Siedlungsschwerpunkte, Zielsetzungen zur angestrebten Bevölkerungs- 
und Wirtschaftsentwicklung) einzufließen haben, stellt keinen Widerspruch zu den Intentionen § 46 
Abs. 1 des K-ROG 2021 dar. Widrigenfalls hätte der Gemeinderat auf Basis der gutachterlichen Analyse 
zum textlichen Bebauungsplan umgehend einen neuen Generalbebauungsplan erlassen müssen und 
wäre eine befristete Bausperre für den Zeitraum von zwei Jahren gar nicht zulässig bzw. gesetzlich in 
dieser Form vorgesehen. Ergänzende Grundlagenforschungen, die Bedachtnahme auf eine 
entsprechende Planungshierarchie im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde und daraus ableitend 
eine weitere Konkretisierung von Planungszielsetzungen sind Bestandteil eines Planungsprozesses und 
bilden die wesentliche Grundlage für sachlich fundierte normative Festlegungen seitens des 
Gemeinderates und dienen insbesondere auch dem eigentlichen Zweck einer befristeten Bausperre. 

 
Ad Normierung von Ausnahmen 

 
Auf Basis der Grundlagenforschung und Problemerörterung (gutachterliche Prüfung des textlichen 
Bebauungsplanes vom 09.05.2022) und den daraus abgeleiteten Planungszielsetzungen für die 
Überarbeitung des textlichen Bebauungsplanes (Generalbebauungsplan) war es für den Gemeinderat 
der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See essentiell von Bedeutung, dass sich die Bausperre und 
damit verbundene Einschränkungen z.B. für Grundeigentümer und Bauherrn auf das zur Erreichung 
der Planungszielsetzungen unbedingt notwendige Ausmaß beschränkt und dass damit Bauvorhaben, 
welche zu keiner Beeinträchtigung der beabsichtigten Wirkung des neuen Generalbebauungsplanes 
führen können, davon ausgenommen sind.  



 
In den Erläuterungen der gegenständlichen Verordnung werden die Beweggründe für die Aufnahme 
von Ausnahmen von der befristeten Bausperre generell wie folgt begründet: „Zu Planungsintentionen 
ergänzendes Ziel der gegenständlichen Verordnung ist es, dass für den angestrebten Zweck das 
gelindeste Mittel angewendet wird. Damit ergeben sich umfangreiche Ausnahmebestimmungen für 
den Wirkungsbereich der befristeten Bausperre. Die Erlassung einer befristeten Bausperre für alle 
Bauvorhaben ist zur Sicherstellung der gegenständlichen Intention der Bausperre weder erforderlich 
noch zweckmäßig.“ …  „Ziel ist es, der Baubehörde für die Anwendung der Bausperre eindeutige 
Vorgaben zu geben.“ 

 
Die Anwendung des gelindesten Mittels zur Erreichung von Planungszwecken ist ein wesentlicher 
Grundsatz für Planungen im eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde und steht nicht im Widerspruch 
zu den Intentionen des § 46 Abs. 1 des K-ROG 2021. Das K-ROG 2021 sieht in § 46 Abs. 1 die Zulässigkeit 
der Normierung von Ausnahmen bei der Erlassung einer befristeten Bausperre nicht ausdrücklich vor. 
Dies ist, unter Berücksichtigung der vorgenannten Zielsetzungen, auch nicht erforderlich. 

 
Zudem sind die Bestimmungen des § 46 Abs. 1 des K-ROG 2021 inhaltlich ident mit den Bestimmungen 
des § 23 Abs. 1 des K-GplG 1995. Auch das Kärntner Gemeindeplanungsgesetz 1995, welches mit 
01.01.2022 durch das K-ROG 2021 ersetzt wurde, hat keine ausdrückliche Normierung von Ausnahmen 
bei der Erlassung einer befristeten Bausperre vorgesehen. Dem Gemeinderat der Gemeinde St. 
Kanzian a.K. ist aber keine auf Basis des K-GplG 1995 erlassene befristete Bausperre bekannt, welche 
keine Ausnahmebestimmungen umfasste und damit die Anwendung des gelindesten Mittels zur 
Erreichung des Planungszweckes verfolgt wurde. Insoweit ist durch das K-ROG 2021 § 46 Abs.1 keine 
Änderung des langjährig gültigen Beurteilungsmaßstabes eingetreten.  

 
Die Festlegung einer befristeten Bausperre für das gesamte Gemeindegebiet in Form einer Anwendung 
für alle Bauvorhaben wäre jedenfalls unverhältnismäßig, würde sonstige Planungsintentionen und 
Entwicklungen der Gemeinde betreffend z.B. öffentliche Einrichtungen, geförderten Wohnbau, 
Siedlungsbau, Revitalisierung, Tourismus-Wirtschaft-Arbeitsplätze und Bevölkerungsentwicklung 
essentiell unterlaufen und hätte damit weitreichende negative soziale und wirtschaftliche 
Folgewirkungen für z.B. einzelne Personen, Personengruppen, Betriebe und die Gemeinde selbst. Mit 
Bedachtnahme auf die negativen Folgewirkungen könnte eine befristete Bausperre, wie sie 
gegenständlich das Landesverwaltungsgericht auffasst, vom Gemeinderat nicht angewendet werden 
(dafür ist absehbar keine Mehrheit im Gemeinderat erzielbar). 

 
Dem gegenüber steht aber die Anordnung in § 46 Abs. 1, dass der Gemeinderat vor der Änderung eines 
Bebauungsplanes für das gesamte Gemeindegebiet eine befristete Bausperre zu verfügen hat, wenn 
sonst die Durchführung der Bebauungsplanung wesentlich erschwert oder die beabsichtigte Wirkung 
eines Bebauungsplanes beeinträchtigt werden würde. Entsprechend der gutachterlichen 
Stellungnahmen vom 09.05.2022 zum textlichen Bebauungsplan, welche auch eine 
Grundlagenforschung zu baulich problematischen Entwicklungen in der Gemeinde umfasst, ist der 
Generalbebauungsplan in wesentlichen Punkten in Form einer Neuerstellung zu ändern und ist, damit 
die Durchführung der Bebauungsplanung nicht wesentlich erschwert oder die beabsichtigte Wirkung 
eines Bebauungsplanes nicht beeinträchtigt wird, eine Bausperre zu erlassen.  

 



Die konkret und sachlich festgelegten Ausnahmebestimmungen, welche zudem in den Erläuterungen 
der Verordnung jeweils ausführlich begründet wurden, dienen jedenfalls auch dem Zweck, der 
Baubehörde und den Bauwerbern für die Anwendung der Bausperre eindeutige Vorgaben auf Basis 
von nachvollziehbaren und messbaren Kriterien zu geben.  

 
Die Bedenken des Landesverwaltungsgerichts Kärnten, dass eine Normierung von Ausnahmen im Zuge 
der Erlassung einer befristeten Bausperre nicht zulässig sei, sind weder hinsichtlich der vorgebrachten 
Argumentation schlüssig noch sind sie vor dem Hintergrund der dargelegten Intentionen des 
Gemeinderates und der Sache selbst schlüssig. 

 
Sollte der Auffassung des Landesverwaltungsgerichtes Kärnten entsprochen werden, und damit eine 
differenzierte und verhältnismäßige Festlegung einer befristeten Bausperre entsprechend 
umfassenden Planungsintentionen der Gemeinde (inkl. Bedachtnahme auf die Reduzierung der 
Bausperre auf das unbedingt erforderliche Ausmaß und damit verbunden auch die Vermeidung 
unnotwendiger negativer Auswirkungen auf das gesamte Gemeingefüge) nicht möglich sein, würde 
sich für den Gemeinderat im Zuge der Überarbeitung von Bebauungsplanungen eine inhaltlich und 
rechtlich nicht lösbare Problematik ergeben. Aufgrund der Anordnung in § 46 Abs. 1 des K-ROG 2021, 
dass eine befristete Bausperre unter gewissen Voraussetzungen zu erlassen ist, und unter 
Berücksichtigung von unverhältnismäßig negativen Auswirkungen einer befristeten Bausperre bei 
Anwendung für alle Bauvorhaben und damit ohne die Normierung von Ausnahmen, wäre es wenig 
zweckmäßig, dass sich der Gemeinderat im Vorfeld einer Änderung eines Bebauungsplanes sachlich 
fundiert mit der Thematik überhaupt auseinandersetzt. Die Umsetzung von Planungszielsetzungen im 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde und damit verbunden z.B. auch den sich ergebenden 
Fehlentwicklungen bewusst entgegenzusteuern, würde essentiell erschwert werden. 

 
Nach einstimmiger Ansicht des Gemeinderates der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See entspricht 
die am 17.05.2022 einstimmig vom Gemeinderat beschlossene befristete Bausperre den 
Bestimmungen des § 46 Abs. 1 des K-ROG 2021. Deshalb wird beantragt, den Antrag des 
Landesverwaltungsgerichts Kärnten vom 11. Juli 2023 abzuweisen. 
 
Abschließend wird mitgeteilt, dass dieser Äußerung der Beschluss des Gemeinderates vom 11.09.2023, 
TOP 2, zugrunde liegt und dass keine Aktenteile von der zustehenden Akteneinsicht ausgenommen 
sind. 
 
Weiters erstattet die Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See nachstehende  

 
U R K U N D E N V O R L A G E 

 
./1 Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See vom 

17.05.2022, Zahl: 8/2022, mit der eine befristete Bausperre erlassen wird; 
./2 Erläuterung zur Verordnung des Gemeinderates der Gemeinde St. Kanzian am 

Klopeiner See vom 17.05.2022, Zahl: 8/2022, mit der eine befristete Bausperre 
erlassen wird; 

./3 Auszug aus der Niederschrift des Gemeinderates der Gemeinde St. Kanzian am 
Klopeiner See vom 17.05.2022; 

./4 RPL Gutachten zum textlichen Bebauungsplan vom 09.05.2022; 



./5 Auszug aus der Niederschrift des Gemeinderates der Gemeinde St. Kanzian am 
Klopeiner See vom 11.09.2023. 

 
Somit werden gestellt nachstehende  

 
A N T R Ä GE 

 
1. die gegenständliche Äußerung der Gemeinde St. Kanzian am Klopeiner See zur Kenntnis 

zu nehmen; 
 

2. die vorgelegten Urkunden zum Akt zu nehmen und 
 
3. den Antrag des Landesverwaltungsgerichts Kärnten vom 11. Juli 2023 abzuweisen. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen befangen nicht anwesend 
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1. 3. . Genehmigung der Vergabe von Schlosser- und Bautischlerarbeiten beim 
Bauvorhaben „FF Peratschitzen“ (GV 04.09.2023, TOP 3 und GV 11.09.2023, TOP 2). 
 

 
Beschluss: Die Vergabe der Gewerke 

a) Schlosser an Schippel Stahl-und Alubau GmbH in Höhe von brutto EUR 99.798,30; 
b) Bautischler an Tischlerei Hafner GmbH in Höhe von brutto EUR 87.170,80, 

wird genehmigt. 
 

 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja-Stimmen Nein-Stimmen befangen nicht anwesend 
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